
 

STADT BAD KARLSHAFEN  Sitzung am Protokollbuch 
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  16.06.2020 11 
Sitzungsniederschrift des Haupt- und Finanzausschusses   

 
Sitzungsraum: Saal im Bürgerhaus Helmarshausen 

   

Anwesend sind: 
Lfd. 

Nr. 
Tagesordnung: 

 
Vom Ausschuss:  
Heike Meinhardt als Ausschussvorsitzende 
Frank Döhne 
Karl-Erwin Franz 
Henning Hillebrand 
Andrea Löschner 
Christian Mahlmann 
Maria Luise Niemetz 
Dorothe Römer 
Andreas Wendisch 
 
 
von der Stadtverordnetenversammlung: 
Wilfried Sasse 
 
 
vom Magistrat: 
Bürgermeister Marcus Dittrich 
Holger Eckermanns 
 
 
Schriftführer: 
Amtmann Horst Ruf 
 
 
entschuldigt fehlen: 
Niklas Eckermanns 
Manfred von Reetnitz 
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7. 

 
Vor dem Eintritt in die Tagesordnung wurden die 
Tagesordnungspunkte 7. „Antrag der SPD-Frak-
tion - Resolution geplantes Logistikzentrum in 
Würgassen“ und 8. „Antrag der SPD-Fraktion - Re-
solution beantragte weitere Salzeinleitung des Un-
ternehmens K+S“ der Einladung von der Tages-
ordnung genommen, da die Anträge lt. den An-
tragsschreiben nur in der Stadtverordnetenver-
sammlung behandelt werden sollten. 
 
Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungs-
gemäßen Ladung und Beschlussfähigkeit 
 
Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur Durchfüh-
rung von Feuerwehreinsätzen mit der Stadt Beve-
rungen 
 
Neuwahl eines Ortsgerichtsmitgliedes und des 
Stellvertreters für das Ortsgericht Bad Karlshafen 
II 
 
Städtebaulicher Denkmalschutz - Planungsleis-
tung Hafenumfeld, hier: Anpassung der Honorar-
summen und Erweiterung der Planung „An der 
Schlagd“ 
 
Neugestaltung des Hafenumfeldes in Bad Karlsha-
fen: Vergabe der Lieferung der Natursteine  
 
Neugestaltung des Hafenumfeldes in Bad Karlsha-
fen: Vergabe von Lieferleistungen und Bauleistun-
gen durch den Magistrat 
 
Mitteilungen, Anfragen und Anregungen 

Die Ausschussmitglieder sind am 08.06.2020 für heute 19:30 Uhr, zu einer im Saal des Bürgerhauses Helmarshausen stattfin-
denden Sitzung eingeladen worden. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung werden die ordnungsgemäße Einladung und die Beschlussfähigkeit des Ausschusses festgestellt. 
 

Die Sitzungsniederschrift umfasst die Seiten Nr. 11 bis Nr. 18 und 2 Anlage(n). 

 

Beginn der Sitzung: 19:30 Uhr, Ende der Sitzung: 21:40 Uhr. 

 
Vorgelesen, genehmigt, unterschrieben: 

 gez. Meinhardt  gez. Ruf  

 Ausschussvorsitzende  Schriftführer  
     

 



TOP-Nr. 1 Sitzung am: 16.06.2020 Protokollseite: 12 
  
Az.: 023.12 Bad Karlshafen, 17.06.2020 
Finanzverwaltung 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 

Betr.:  Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der 
Beschlussfähigkeit 

Sachverhalt: 

Die Ausschussvorsitzende Heike Meinhardt eröffnete die Sitzung des Haupt- und Finanzaus-
schusses und begrüßte die Anwesenden.  

Die ordnungsgemäße Ladung, die Beschlussfähigkeit und die Tagesordnung wurden geprüft 
und festgestellt.  

Vor dem Eintritt in die Tagesordnung wurden die Tagesordnungspunkte 7. „Antrag der SPD-
Fraktion - Resolution geplantes Logistikzentrum in Würgassen“ und 8. „Antrag der SPD-Frak-
tion - Resolution beantragte weitere Salzeinleitung des Unternehmens K+S“ der Einladung von 
der Tagesordnung genommen, da die SPD-Fraktion als Antragstellerin nicht bestimmt hatte, 
die Anträge vorab im zuständigen Ausschuss zu behandeln, sondern nur bestimmt hat, die 
Anträge in der Stadtverordnetenversammlung zu behandeln. Die Tagesordnung wurde ent-
sprechend geändert. 

Die Sitzungsniederschrift für die Sitzung am 04.02.2020 wurde auf der städtischen Internet-
seite hinterlegt. Einwände gegen das vorgelegte Protokoll sind nach den Vorgaben der Ge-
schäftsordnung geltend zu machen. Werden keine Einwendungen erhoben, gilt das Protokoll 
als genehmigt. 

 

 

 
Beschlussvorschlag: 

-/- 

 
 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

 
Beschluss: 

Kenntnis genommen, festgestellt und zugestimmt.  

Einwände gegen das Protokoll vom 04.02.2020 wurden nicht erhoben. 

 

Abstimmungsergebnis: 

dafür:   -                                  dagegen:   -                              enthalten:    -     



TOP-Nr. 2 Sitzung am: 16.06.2020 Protokollseite: 13 
 __________________________________________________________________________  
Az.:   Bad Karlshafen, den 20. Mai 2020 
 

Vorlage Haupt- und Finanzausschuss 

Betr.: Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur Durchführung von Feuerwehreinsätzen mit  
          der Stadt Beverungen  
 
Sachverhalt: 
 
Wie im  Bedarfs- und Entwicklungsplan der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Bad Karlshafen 
dargestellt, werden aufgrund der Defizite bei der Personalstärke der beiden Wehren der Stadt 
Bad Karlshafen häufig auch die Freiwilligen Feuerwehren der Nachbarkommunen bei Einsätzen 
zur Hilfeleistung angefordert.  
 
Gleichfalls werden die beiden Wehren der Stadt auch zur überörtlichen Hilfeleistung von den 
umliegenden Kommunen angefordert.  
 
Gemäß § 22 Abs. 1 Hessisches Brand- und Katastrophenschutzrecht (HBKG) sind die 
Gemeinden verpflichtet, bei Feuerwehreinsätzen untereinander Hilfe zu leisten.  
Nach § 22 Abs. 3 HBKG erfolgt die angeforderte Hilfeleistung grundsätzlich unentgeltlich.  
Diese Regelung gilt jedoch nur für den Bereich Hessen und soll mit der öffentlich-rechtlichen 
Vereinbarung auch auf die Stadt Beverungen übertragen werden.  
In der Praxis wurden bisher die gegenseitigen Hilfeleistungen der Wehren auch nicht in 
Rechnung gestellt.  
 
Aufgrund der Nähe zu Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen helfen sich die Wehren der 
Nachbarkommunen über die Ländergrenzen hinweg bei Hilfeleistungen gegenseitig aus.  
Die Alarmierung dieser zusätzlichen Kräfte erwies sich bisher schwierig, da die Leitstellen Kassel 
und Brakel  aufgrund der gesetzlichen Regelung keine gleichzeitige Alarmierung vornehmen 
konnten.  
 
Um die Alarmierung zu vereinfachen ist eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen der 
Stadt Beverungen und der Stadt Bad Karlshafen getroffen worden.  
 
Seitens der Bezirksregierung Detmold wurden noch folgende Änderungen angeregt, so dass 
eine erneute Beschlussfassung notwendig wird:  
 
 In den §§ 1 – 3 des Entwurfs sollte der mehrfach genannte Begriff „überörtliche Hilfe“ durch 

„Nachbarschaftshilfe“ ersetzt werden, da die „überörtliche Hilfe“ in NRW eine andere 
Definition hat. 

 § 9 Abs. 1 sollte ergänzt werden:…. einschließlich dieser Bestimmung können nur 
einvernehmlich erfolgen und bedürfen ……“ 

 Die Kündigung einer örV ist nach § 24 Abs. 5 GkG NRW anzuzeigen und öffentlich bekannt 
zu geben, so dass folgende Neufassung des § 10 Abs. 2 angeregt wird: „Diese Vereinbarung 
kann von beiden Städten ohne Angabe von Gründen gekündigt werden. Die Kündigung ist 
den Aufsichtsbehörden anzuzeigen. Sie bedarf der öffentlichen Bekanntmachung durch die 
Bezirksregierung Detmold als zuständiger Aufsichtsbehörde gem. § 29 Abs. 4 GkG NRW. Die 
Kündigung tritt am Tage nach Bekanntmachung durch die Bezirksregierung Detmold in Kraft, 
sofern nicht in ihr ein späterer Zeitpunkt bestimmt ist.“  
 
 

-2- 
 



-2- 
 

 § 11 sollte lauten: 
„Die Vereinbarung und ihre Genehmigung tritt am Tage nach der öffentlichen 
Bekanntmachung durch die Bezirksregierung Detmold als zuständiger Aufsichtsbehörde gem. 
§ 24 i.V.m. § 29 Abs. 4 GkG NRW in Kraft.“ 

 
Redaktionelle Anpassungen wurden in § 7 Abs. 2 (hierfür), § 8 (§-Zeichen, 1 überflüssig) und  
§ 11 (1 überflüssig) vorgenommen. 
 
Der Entwurf der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zwischen der Stadt Beverungen und der 
Stadt Bad Karlshafen zur Durchführung von Einsätzen der Freiwilligen Feuerwehren ist der 
Vorlage beigefügt.  
 

Beschlussvorschlag: 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, die öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
zwischen der Stadt Beverungen und der Stadt Bad Karlshafen zur Durchführung von Einsätzen 
der Freiwilligen Feuerwehren gemäß dem beigefügten Entwurf zu schließen.  
 
 
 
 ------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 
Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 
 
 
Abstimmungsergebnis: 

dafür:    9  dagegen:    - enthalten:    - 



TOP-Nr. 3 Sitzung am: 16.06.2020 Protokollseite: 14 
 __________________________________________________________________________  
Az.:   Bad Karlshafen, den 20. Mai 2020 
 

Vorlage Haupt- und Finanzausschuss 

Betr.: Neuwahl eines Ortsgerichtsmitgliedes und des Stellvertreters für das Ortsgericht Bad    
          Karlshafen II 

Sachverhalt: 
 
Für die letzte Wahlperiode wurde Herr Manfred Dittrich als Ortsgerichtsschöffe und zum stellv. 
Ortsgerichtsvorsteher für das Ortsgericht Bad Karlshafen II bestellt. 
 
Die Amtszeit des Herrn Manfred Dittrich endet am 31. August 2020.  
 
Nach § 7 Abs. 1 Hessisches Ortsgerichtsgesetz werden die Ortsgerichtsmitglieder auf Vorschlag der 
Gemeinde von dem Präsidenten oder Direktor des Amtsgerichtes auf die Dauer von zehn Jahren ernannt. 
Die Amtszeit kann auf fünf Jahre begrenzt werden, wenn der Vorgeschlagene bereits das 65. Lebensjahr 
vollendet hat. Eine erneute Ernennung ist zulässig.  
Nach Rücksprache mit dem Amtsgericht Kassel werden seitens des Amtsgerichtes Ortsgerichtsmitglieder, 
die das 65. Lebensjahr vollendet haben, grundsätzlich für fünf Jahre ernannt.  
Die vorgeschlagene Person hat bereits das 65. Lebensjahr vollendet, so dass sich die weitere Amtszeit auf 
fünf Jahre belaufen würde.  
 
Herr Dittrich wurde angefragt, ob er für eine weitere Wahlperiode kandidieren würde. 
Am 18. März 2020 teilte Herr Dittrich mit, dass er für eine weitere Amtszeit zur Verfügung steht. 
 
Mit Schreiben vom 24. März 2020 wurden die Fraktionsvorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung 
gebeten mitzuteilen, ob sie die Wiederwahl von Herrn Manfred Dittrich unterstützen, oder eine andere 
Person für die Positionen zur Wahl vorschlagen.  
Seitens der Fraktionen bestehen, bis auf die AfD-Fraktion, gegen eine Wiederwahl keine Bedenken.  
Seitens der AfD-Fraktion wird argumentiert, dass eine Befangenheit gegenüber dem amtierenden 
Bürgermeister nicht ausgeschlossen werden könne.  
Ein alternativer Wahlvorschlag wurde seitens der AfD-Fraktion nicht vorgelegt.  
 
Herr Dittrich erfüllt die gesetzlichen Anforderungen zur Bekleidung dieses Amtes.  
 
Die Wahl erfolgt in geheimer und schriftlicher Abstimmung oder, falls niemand widerspricht, durch Zuruf 
oder Handaufheben mit mehr als der Hälfte der Stimmen der gesetzlichen Anzahl der Mitglieder der 
Stadtverordnetenversammlung.  
 
Beschlussvorschlag: 
Der Stadtverordnetenversammlung wird nachfolgender Beschluss empfohlen:  
 
Herr Manfred Dittrich, Steinstraße 35, Bad Karlshafen, wird für die Wahlzeit vom 1. September 2020 bis 
zum 31. August 2025 zum Ortsgerichtsschöffen und zum stellv. Ortsgerichtsvorsteher Bad Karlshafen II 
gewählt.  
 
 
 --------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 
Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 
 
 
Abstimmungsergebnis: 

dafür:   9  dagegen:   - enthalten:   - 



TOP-Nr. 4 Sitzung am: 16.06.2020 Protokollseite: 15 
 __________________________________________________________________________  
Az.: 623.2  Bad Karlshafen, den 03.04.2020 

 

Sitzungsvorlage 

für den Haupt- und Finanzausschuss  
 

 
Betr.:  Städtebaulicher Denkmalschutz  

Planungsleistung Hafenumfeld 
 Hier: Anpassung der Honorarsummen und Erweiterung der Planung „An der Schlagd“  

 
Sachverhalt: 

Mit dem Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 18.12.2018 wurde der Auftrag für die 
Planungsleistung des Hafenumfeldes an die Planungsgemeinschaft GTL/Oppermann GmbH in Höhe 
von 317.009,43 € brutto vergeben. Das Planungshonorar wurde auf Grundlage der Ausschreibung vom 
11.07.2018 mit anrechenbaren Kosten zu je 959.375,00 € netto für die Freianlagen- und 
Verkehrsanlagenplanung vereinbart.  
 
In dem vorliegenden Nachtragsangebot N01 vom 13.11.2019 erfolgt die Anpassung/Neuzuordnung der 
Honorarsumme für die Freianlagen und Verkehrsanlagen am Hafenumfeld anhand der aktuellen 
anrechenbaren Kosten. Die Honoraranpassung basiert auf der Kostenermittlung vom 06.11.2019 
(Entwurfsplanung), bei der die anrechenbaren Kosten für die Freianlagen bei 1.478.318,09 € netto und 
für die Verkehrsanlagen bei 219.384,60 € netto liegen. Daraus ergibt sich die Anpassung der 
Honorarsumme für die Planung auf Gesamtkosten in Höhe von 360.754,52 € brutto.  
 
Weiterhin haben sich im Zuge der Planung der Hafenumfeldgestaltung Änderungen/Erweiterungen der 
Gesamtmaßnahme ergeben, für die es erforderlich wird, den Planungsauftrag der GTL/ Oppermann 
GmbH zu erweitern. 
Für das Ziel der Hafenumfeldplanung, den Verkehrsfluss rund um den Hafen zu minimieren, werden ca. 
30 Parkplätze im direkten Hafenumfeld wegfallen. Die entfallenen Parkplätze könnten mit der wenig 
genutzten und wenig einladenden Fläche des Busparkplatzes hinter dem Landgraf-Carl-Gebäude ersetzt 
werden. Bei der Planung ist diese Fläche gleichzeitig so aufzuwerten, dass eine durchgängige 
Wegebeziehung zur Weser entsteht, die sich gestalterisch an die Hafenplatzgestaltung anpasst. 
Dadurch ist es sinnvoll, die Planung an das bisher beteiligte Planungsbüro zu übergeben. 
Das Nachtragsangebot N01 vom 13.11.2019 beinhaltet die Erweiterung der Planungsleistung um den 
Bereich „An der Schlagd“ in Höhe von 58.784,83 brutto für die Freianlagenplanung und in Höhe von 
23.516,65 € brutto für die Verkehrsanlagenplanung.  
 
Die Kosten für das Nachtragsangebot N01, mit der Anpassung der Honorarsumme auf Grundlage der 
anrechenbaren Kosten gemäß der Kostenermittlung vom 06.11.2019 und die Erweiterung des Honorars 
um die Planung der Fläche „An der Schlagd“, liegen bei 126.046,57 € brutto. 
 
Die Planungsleistung der Hafenumfeldgestaltung wird über das Förderprogramm IWB-EFRE 
Revitalisierung gefördert. Die Erweiterung der Planung um den Bereich „An der Schlagd“ wurde bei der 
WiBank beantragt und mit Schreiben vom 25.10.2019 bewilligt. Das Honorar für Erweiterung der Flächen 
liegt innerhalb der bewilligten EFRE-Zuwendung.   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Beschlussvorschlag: 

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung nachfolgenden 
Beschluss:  
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, die Beauftragung des Nachtragsangebot N01 mit der 
Anpassung der Honorarsummer auf Grundlage der anrechenbaren Kosten gemäß der Kostenermittlung 
vom 06.11.2019 und die Erweiterung des Honorars um die Planung der Fläche „An der Schlagd“ in Höhe 
von 126.046,57 € brutto.  
 
 --------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 
 
 
Abstimmungsergebnis: 

dafür: 8     dagegen:   1     enthalten:   - 



TOP-Nr. 5 Sitzung am: 16.06.2020 Protokollseite: 16 
 __________________________________________________________________________  
Az.: 623.281 Bad Karlshafen, den 08.06.2020 
 

Magistratsvorlage 

Betr.:  Neugestaltung des Hafenumfeldes in Bad Karlshafen:  
Vergabe der Lieferung der Natursteine  

 
Sachverhalt: 
 
Die Lieferung der Natursteine für den Hafenplatz im Rahmen der Neugestaltung des Hafenumfeldes wurde 
am 22.04.2020 im offenen Vergabeverfahren (EU-weit) über die Submissionsstelle des Landkreises Kassel 
ausgeschrieben. In der Kostenberechnung wurde die Lieferung der Natursteine durch den Planer 
GTL/Oppermann mit 678.168,00 € brutto veranschlagt.  

Acht Firmen hatten die Ausschreibungsunterlagen in der Ausschreibungsdatenbank TED abgerufen. Zum 
Submissionstermin am 28.05.2020 um 10.30 Uhr lagen der Submissionsstelle des Landkreises Kassel zwei 
Angebote von Natursteinlieferanten vor.  

Nach erster Sichtung der Angebote und rechnerische Prüfung liegt Bieter 1 mit dem Angebot in Höhe von 
brutto 771.047,65 € auf dem 1. Rang, Bieter 2 liegt mit dem Angebot in Höhe von brutto 794.730,50 € auf 
dem 2. Rang. 

Der Kostenberechnung des Planers lagen marktübliche Preise zu Grunde, die sich auch in den Angeboten 
wiederspiegeln. Das Ausschreibungsergebnis liegt ca. 100.000,00 € über der Kostenberechnung und lässt 
sich durch Massenmehrung der Stufen in der Kurve, Nachbearbeitung der Platten für das historische 
Erscheinungsbild und das zusätzliche unterseitige Flammen der Steine im befahrbaren Bereich erklären. 
Diese höheren Kosten sollen möglichst mit der Ausschreibung der Bauleistung kompensiert werden, um 
das Budget für die Maßnahme nicht zu überschreiten.  

Es ist zu berücksichtigen, dass durch das Landesamt für Denkmalpflege bei der Neugestaltung des 
Hafenumfeldes die Verwendung des Wesersandsteins vorgegeben wurde und dadurch nur wenige 
Steinbrüche für die Lieferung in Frage kamen. Weiterhin ist im Verlauf des Jahres ein Steinbruch von einem 
Mitbieter übernommen worden, so dass weniger Konkurrenz vorhanden war.  

Die formale Prüfung ist bis zum 08.06.2020 (Ladefrist) noch nicht erfolgt. Wir gehen nach derzeitigem Stand 
davon aus, dass das Angebot des Bieter 1 vollständig vorliegt und gewertet werden kann und die Firma 
somit den Zuschlag erhalten kann. Mit dem Bieter 1 wird am Dienstag, dem 09.06.2020 um 15 Uhr ein 
Aufklärungsgespräch stattfinden. Hierbei werden die angeforderten Unterlagen, die angeforderten Muster 
und Unterlagen zum angebotenen Stein und die Angaben des Bieters im Angebot geprüft.  

Die Lieferung der Natursteine für die Neugestaltung des Hafenumfeldes wird über die Nationalen Projekte 
des Städtebaus 2018/2019 mit Zuwendungsbescheid vom 17.12.2019/Änderungsbescheid vom 
14.04.2020 zum 90 % finanziert. Der 10%ige Eigenanteil für die Gesamtmaßnahme ist im Haushalt 2019 
eingestellt.  

Beschlussvorschlag: 

Der Magistrat empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung, die Lieferung der Natursteine für die 
Neugestaltung des Hafenumfeldes in Höhe von 771.047,65 € brutto an den Bieter 1 zu vergeben. 

 ------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 
Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 
 
Abstimmungsergebnis: 

dafür:   5  dagegen:    - enthalten:   4 



TOP-Nr. 6 Sitzung am: 16.06.2020 Protokollseite: 17 
 __________________________________________________________________________  
Az.: 623.2 81 Bad Karlshafen, den 08.06.2020 

 

Sitzungsvorlage 

für den Haupt- und Finanzausschuss  
 

 
Betr.:  Neugestaltung des Hafenumfeldes in Bad Karlshafen 

Vergabe der Bauleistungen durch den Magistrat 
 
Sachverhalt: 
 
Die Neugestaltung des Hafenumfeldes wird über das Förderprogramm „Nationale Projekte des 
Städtebaus“ gemäß dem Zuwendungsbescheid vom 17. Dezember 2019 zu 90 Prozent vom Bund 
gefördert. Der mit Stadt, Planern und Anliegern abgestimmte und beim Fördermittelgeber angemeldete 
Zeitplan sieht vor, dass die Bauarbeiten außerhalb der Saison von September 2020 bis Mai 2021 
ausgeführt werden, um Gäste und Betriebe rund um den Hafen möglichst wenig zu belasten.  
 
Die beauftragte Planungsgemeinschaft GTL/Oppermann GmbH hat die Ausführungsplanung erstellt und 
die notwendigen Ausschreibungen vorbereitet. Um den Zeitrahmen (Baubeginn September) einzuhalten, 
wurden/werden die Leistungen in drei Teilen vergeben: 
- Ausschreibung und Vergabe der Lieferung der Linden (bereits erfolgt) 
- Ausschreibung (bereits erfolgt) und Vergabe (s. TOP Nr. 5) der Lieferung der Natursteine 
- Ausschreibung und Vergabe der Bauausführung der Frei- und Verkehrsanlagen (Los 1) inkl. 

Wasserleitungs- und Kanalarbeiten (Los 2) 
 
Die Kosten für die Baulausführung für beide Lose werden gemäß der von der Planungsgemeinschaft 
ermittelten Kostenberechnung mit 2.251.613,00 € brutto veranschlagt (Los 1: 1.635.673,00, Los 2: 
615.940,00 €). Damit ist ein nationales Ausschreibungsverfahren notwendig. Gemäß der 
Vergaberichtlinie der Stadt Bad Karlshafen müsste die Vergabe zudem durch die 
Stadtverordnetenversammlung erfolgen, da bei Aufträgen ab einem Schwellenwert von 250.000 € die 
Stadtverordnetenversammlung über die Vergabe entscheidet.  
 
Die Ausschreibung und Vergabe der Bauleistung für die Frei- und Verkehrsanlagen (Los 1) und der 
Wasserleitungs- und Kanalbauarbeiten (Los 2) soll nach dem folgenden Zeitplan erfolgen: 
- Veröffentlichung Ausschreibung:   20. Juni 2020 
- Submission:     7. Juli 2020 
- Angebotsauswertung (formal durch Landkreis/Stadt und inhaltlich durch Ingenieurbüros):  

8. Juli bis 24. Juli 2020 
- Vergabevorschlag:    27. Juli 2020 
- Ende der Zuschlags- und Bindefrist:  6. August 2020 
 
Nach diesem Zeitplan müssten zwischen dem 27. Juli und dem 6. August die entsprechenden 
Beschlüsse des Magistrats, des Haupt- und Finanzausschusses und der Stadtverordnetenversammlung 
zur Vergabe getroffen werden, um die Fristen einzuhalten und – wie geplant – im September mit den 
Arbeiten beginnen zu können. 
 
Alternativ kann der Magistrat durch die Stadtverordnetenversammlung ermächtigt werden, die 
Bauausführung der Frei- und Verkehrsanlage (Los 1) und der Wasserleitungs- und Kanalarbeiten (Los 
2) zu vergeben. Seitens der Verwaltung wird dieses Vorgehen aufgrund der Sommerferien empfohlen, 
um den gesetzten Terminplan (insbesondere Baustart im September) einhalten zu können. Es wird daher 
empfohlen, den Magistrat durch die Stadtverordnetenversammlung zu ermächtigten, die Bauaufträge 
(Los 1 und Los 2) für die Baumaßnahmen zur Umgestaltung des Hafenumfeldes nach der erfolgten 
Ausschreibung rechtswirksam zu vergeben, sofern die Auftragssumme die in der Kostenberechnung 
ermittelten Kosten nicht um mehr als 10 % überschreitet. 
 



Beschlussvorschlag: 

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung nachfolgenden 
Beschluss:  
 
Der Magistrat wird von der Stadtverordnetenversammlung ermächtigt, den Auftrag für die Bauleistungen 
(Lose 1 und 2) auch über einem Schwellenwert von 250.000 € gemäß der Vergaberichtlinie 
rechtswirksam zu vergeben, sofern die Auftragssumme die ermittelten Kosten von 2.251.613,00 € brutto 
nicht um mehr als 10 % überschreitet. Die Stadtverordnetenversammlung ist umgehend über die 
Auftragsvergabe zu informieren. 
 
 
 --------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 
 
 
Abstimmungsergebnis: 

dafür:   6     dagegen:   1     enthalten:   2 
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Az.:   Bad Karlshafen, 16.06.2020 
 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

Betr.:   Mitteilungen, Anfragen und Anregungen 

Sachverhalt: 
 

Mitteilungen: 

1. Die mit der Beratung zur Neuordnung der Finanz- und Rechtsbeziehung zwischen der 
Stadt und der Bad Karlshafen GmbH beauftragte Wirtschaftsprüfungs- und Steuerbera-
tungsgesellschaft Strecker, Berger und Partner hat als Termine für eine interfraktionelle 
Sitzung den 07.07.2020 oder den 13.07.2020 vorgeschlagen. Die Fraktionen werden um 
Rückmeldung gebeten, welcher der Termine zusagt. 

2. Der Liquiditätskredit betrug am 12. Juni 2020 1.815.156,53 €. 

3. Im Zuge der Sanierung der Stützmauer im Bereich des C.-D.-Stunz-Weges ist das ver-
preiste Leistungsverzeichnis um 80 % teurer als die vorherige Kostenschätzung. Daher 
stellt sich nunmehr die Frage, ob derzeit die wirtschaftlichste Variante beplant wird oder 
die Variantenuntersuchung mit Kostenschätzung falsch gewesen ist. Aufgrund der Kos-
tensituation und der zu erwartenden Klageverfahren seitens der Anlieger, wurde ein zwei-
ter Gutachter die Varianten betrachten. Die gutachterliche Stellungnahme zur wirtschaft-
lichsten Variante für die Sanierung der Stützmauer hat die Höhe der Planungskosten je-
doch bestätigt. Im Gespräch mit dem Planungsbüro wurde diesen mitgeteilt, dass die 
Leistung bei diesem Verfahren nicht zufriedenstellend war. Aufgrund dessen wurde sich 
darauf geeinigt, dass die anrechenbaren Kosten auf 340.000,00 € festgelegt werden, das 
Kostenvolumen der Maßnahmen liegt bei ca. 400.000,00 €. Die Ausschreibung für die 
Maßnahme wurde begonnen. Nach der Ausschreibung wird die Sanierung durchgeführt.  

4. Die vorläufige Nachveranlagung über die Erhebung eines Straßenausbaubeitrages für die 
Verkehrsanlage „Triftweg“ vom 27.12.2016 wird für endgültig erklärt. Die Nachveranla-
gungssumme in Höhe von 7.437,52 € ist von den Grundstückseigentümern des Abrech-
nungsgebietes der Verkehrsanlage „Triftweg“ zu erheben. 

5. Als Sachbearbeiterin für die Bereiche Bürgerbüro / Stadtkasse wurde zum 01.07.2020 
eine Mitarbeiterin eingestellt. Der Vertrag ist zunächst auf ein Jahr befristet mit der Option 
auf eine unbefristete Übernahme.  

6. Am 27. Februar 2020 fand eine Versammlung der Jagdgenossenschaft Helmarshausen 
statt. In der Versammlung wurde als neuer Vorsitzender Christian Bönning gewählt, die 
Stellvertretung übernimmt Detlef Sasse. Die Jagdgenossen beabsichtigen Teile vom Kur-
weg 1 wieder herzustellen. 

7. Im Zuge einer Rissverpressung wurden in der Therme Stellen mit bräunlicher Verfärbung 
aufgestemmt, um sich ein Bild vom Zustand des Betons zu machen. Dabei wurde festge-
stellt, dass sich die Bewehrung auflöst. Ursache hierfür sind Chloride, die z.B. durch Sole 
in den Beton eindringen.  
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Dadurch kommt es zu elektrochemischen Prozessen, die die Bewehrung auflösen. Der 
Bewehrungsquerschnitt an der geöffneten Stelle hat sich innerhalb von 15 Jahren um ca. 
30 % reduziert. Zukünftig werden jährliche Instandhaltungsarbeiten an der Gebäudekon-
struktion erforderlich, um größere Schäden zu verhindern. 

8. Der Landkreis Kassel, Kassel, hat die Gebäude- und Freifläche und sonstige Flächen „Am 
Fahlenberg 2, 4, 6 und 8“ (ehem. Kreisklinik) an die MedicalNetworks CJ GmbH & Co. KG, 
Kassel, veräußert. 

9. Der Magistrat hat beschlossen, vorbehaltlich der Förderung durch das Land Hessen und 
der Zusagen der Städte Liebenau und Trendelburg, die Machbarkeitsstudie (Potentialana-
lyse) zur Prüfung interkommunaler Zusammenarbeit der Städte Liebenau, Trendelburg 
und Bad Karlshafen an die wirtschaftlichste Bieterin, Allevo Kommunalberatung, Meer-
busch, zum Angebotspreis von 24.750 Euro, zu vergeben. Die Umsetzung der Studie wird 
Corona-bedingt ab August d. J. erfolgen. 

10. Der Landesbetrieb Immobilien in Hessen hat die ausführenden Firmen der Hafenmau-
ersanierung (Schwaneninsel) mit der Planung/Bauausführung für die kurzfristige Instand-
setzung der Mauer des Zulaufkanals im Abschnitt Carlstraße/Entnahmebauwerk/Mühlgra-
ben beauftragt. Ziel ist eine Bauausführung ab September, die geplante Bauzeit beträgt 
zwei bis drei Monate. Die Arbeiten umfassen die Mauerwerksinstandsetzung beidseitig 
sowie die Sedimentberäumung unterhalb der Brücke und Betreiben einer Wasserhaltung 
(Sicherung Hafenbetrieb). An der Brücke "Carlstraße" besteht ebenfalls Sanierungsbedarf 
(Brückengeländer, Abdeckplatten gehwegseitig und Postamente), diese sind jedoch nicht 
Leistungsbestandteil der Sanierung, da sich die Brücke im Eigentum der Stadt befindet. 
Eine Instandsetzung im Rahmen der Sanierung wäre sinnvoll um Synergieeffekte nutzen 
zu können, allerding ist hier die Finanzierung noch zu prüfen. Ebenfalls ist vorab eine 
Begutachtung des Schadensausmaßes durchzuführen. 

11. Ein ortsansässiger Energieerzeuger plant in der Carlstraße auf den dort vorhandenen 
Parkplätzen im Mittelstreifen zunächst zwei (später erweiterbar auf vier) Ladestationen 
für Elektrofahrzeuge, die aus dem firmeneigenen Wasserkraftwerk mit Strom gespeist 
werden. Zwischen der Stadt und dem Antragsteller wurde eine entsprechende Nutzungs-
vereinbarung zur Nutzung der Parkplätze geschlossen.  

12. Mit Schreiben vom 28. Mai 2020 hat der Hessische Städte- und Gemeindebund eine Stel-
lungnahme zur Trinkwasserversorgung im Bereich des Weilers Wülmersen übersandt. Die 
Stadt Trendelburg kann aus dem Notarvertrag keinerlei eigene Ansprüche geltend ma-
chen, weil sie weder Vertragsbeteiligte bzw. Rechtsnachfolgerin eines Vertragsbeteiligten 
noch Drittbegünstige war bzw. ist. Das weitere Vorgehen ist verwaltungsintern noch zu 
besprechen und im Anschluss sind dann Verhandlungen mit der Stadt Trendelburg zu 
führen. Die Versorgung von Wülmersen über die Gründefeldleitung wird weiterhin ge-
plant. Über diese Versorgung ist dann ein Wasserlieferungsvertrag mit der Stadt Trendel-
burg zu schließen. 

13. Die vergleichsweisen trockenen Zeiträume in der jüngsten Vergangenheit (Sommer 2018 
und 2019) führten hessenweit in Teilen zu einer eingeschränkten Verfügbarkeit der Res-
source Wasser. Vor diesem Hintergrund möchte das HMUKLV die relevanten Wasserver-
sorger für dieses Thema sensibilisieren. Daher bittet das RP Kassel um Auskunft, ob Eng-
pässe hinsichtlich der Sicherstellung einer ausreichenden Trinkwasserversorgung erwar-
tet werden und falls ja, mit welchen Lösungsansätzen diesen begegnet werden soll.  
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14. Nach Auskunft der AWS GmbH ist für das Versorgungsgebiet der Stadt Bad Karlshafen 
aktuell von keiner Wasserknappheit oder von Engpässen auszugehen. Die drei Rohwas-
sergewinnungsanlagen verfügen nach wie vor über die doppelte Gewinnungskapazität als 
momentan für die Trinkwasserversorgung benötigt wird. 

15. Die Bürgermeister des Landkreises Kassel haben gemeinsam einen Brief an die Eltern und 
Erziehungsberechtigten der Kindergartenkinder bezüglich der Betreuung der Kinder wäh-
rend der Pandemie verfasst. Hierin wird über die aktuellen Entwicklungen im Bereich der 
Kinderbetreuung berichtet und über die weitere Vorgehensweise in den jeweiligen Kin-
dertagesstätten/Kindergärten. Den Eltern wurden über die Aussetzung der Kindergarten-
beiträge informiert. Die Entscheidung über den Erlass der Beiträge liegt jedoch im Ver-
antwortungsbereich des zuständigen Trägers, in unserem Fall der evangelischen Kirchen-
gemeinden. Die evangelische Kirche hat signalisiert, dass sie aus finanziellen Gründen 
nicht bzw. nicht vollständig auf die Beiträge verzichten kann. Die Verwaltung ist der An-
sicht, dass eine Beitragserhebung von nicht in Anspruch genommenen Leistungen nicht 
erfolgen sollte. Ab dem 02.06.2020 wechselt der Kindergarten wieder zum eingeschränk-
ten Regelbetrieb nach dem Infektionsschutzgesetz. 

16. Beim Regierungspräsidium Darmstadt wurde der Antrag auf Gewährung einer Zuwen-
dung für Naturnahe Waldbewirtschaftung – Waldumbau gestellt. Für die Wiederauffors-
tung sollen Berg- und Spitzahorn, Buchen, Douglasien, Trauben- und Roteichen und Lär-
chen gepflanzt werden. Für die Wiederaufforstung entstehen Kosten in Höhe von 
39.817,40 €. Der Fördersatz beträgt 85 %. 

17. Die Betreuerin des Grundstückseigentümers des Grundstücks „Zwischen Stadt und Burg“ 
(Wohngebäude und Gelände ehem. Bergzoo) hat mitgeteilt, dass das Eigentum durch 
Verzicht aufgegeben wurde. Das Land hat in diesem Fall ein Aneignungsrecht für dieses 
Grundstück, wird dieses aber aller Voraussicht nach nicht in Anspruch nehmen. Die Ver-
kehrssicherungspflicht für das Grundstück fällt der Stadt Bad Karlshafen zu. Die Stadt 
sollte versuchen, das Grundstück als Ausgleichsfläche zu vermarkten. 

18. Der Magistrat hat beschlossen, die Folgekosten für die touristische Beschilderung und 
Effektbeleuchtung am Hafen in Höhe von 1.000,00 €/Jahr zu übernehmen und die Mittel 
in die jeweiligen Haushalte einzuplanen. Der Förderantrag für die Maßnahme „Wiederbe-
lebung der historischen Altstadt durch eine touristische Beschilderung und Effektbeleuch-
tung am Hafenplatz“ wurde dem Servicezentrum für Regionalentwicklung übersandt. 

19. Der Hessische Innenminister gewährt der Stadt Bad Karlshafen auf deren Antrag hin eine 
Zuweisung aus dem Landesausgleichsstock in Höhe von 160.000 Euro zur Finanzierung 
der Vorfälligkeitszinsen zur Ablösung von Krediten bei der Kasseler Sparkasse. Die Käm-
merei tritt nun mit der Sparkasse zur Ablösung der Kredite in Kontakt. 

20. Der Magistrat hat der Aussetzung der Mieten, Pachten, Sondernutzungsgebühren und 
Kita-Gebühren für die gemäß den Verordnungen des Landes geschlossenen Bereiche zu-
gestimmt. Die Aussetzung gilt zunächst bis zur Außerkraftsetzung der Verordnungen zur 
Bekämpfung des Corona-Virus. 

21. Zur Abwendung einer Obdachlosigkeit musste eine Person ab dem 5. Mai in die städtische 
Wohnung Eichendorffweg 7 (Erdgeschoss rechts) eingewiesen werden. Die Einweisung 
zur Vermeidung eines Notstandes erfolgt längstens bis zum 31. August 2020. 
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22. Die Stadt Bad Karlshafen hat zu dem Bauvorhaben der MedicalNetworks CJ GmbH & Co 
KG, Kassel, „Umnutzung zu einer Intensivpflegestation mit 9 Doppelzimmern und einer 
Physiotherapie“ in einem Teilbereich des 1. OG der ehem. Kreisklinik Helmarshausen, Am 
Fahlenberg 2-8, Stellung genommen und ihr Einvernehmen erteilt. 

23. Die Fa. Neumann aus Lauenförde wurde vorbehaltlich des Zuwendungsbescheides des 
Landkreises Kassel, mit der Bepflanzung des Zulaufkanals in Höhe von 33.446,14 € brutto 
beauftragt. Die entsprechenden Haushaltsmittel werden im Haushalt 2020 bereitgestellt. 
Die Maßnahme wird zu 100 % gefördert. 

24. Die Arbeitsgemeinschaft Helmarshäuser Vereine und Verbände hat in ihrer Sitzung am 6. 
Februar 2020 beschlossen, für die Renovierung und Umgestaltung des Gästeraumes im 
Bürgerhaus einen Zuschuss in Höhe von 3.000,00 € zu gewähren. 

25. Mit Schreiben vom 12. Juni 2020 teilt das Hessische Ministerium der Finanzen mit, dass 
aufgrund der Corona-Pandemie die Laufzeit des „KIP“ um ein Jahr, bis zum 31. Dezember 
2021, verlängert wird. Zudem erfolgt eine vorzeitige pauschale Auszahlung der bislang 
noch nicht ausgezahlten Landesmittel. 

Weiterhin wird mit Wirkung zum 31. Dezember 2019 die Erfüllung der Konsolidierungs-
verträge aller noch im Schutzschirm vorhandenen Schutzschirmkommunen festgestellt 
und die Kommunen aus dem Schutzschirm entlassen. Mit dieser Fiktion wird daher das 
Ende des kommunalen Schutzschirms bestimmt. 

Durch eine Änderung des Hessenkassegesetzes wird eine hälftige Reduzierung der Eigen-
betragsleistungen des Jahres 2020 der teilnehmenden Kommunen vorgesehen. Die ge-
stundeten Eigenbetragsleistungen werden ab dem Jahr 2022 in fünf gleichen Raten zu-
rückgeführt. 

26. Das Regierungspräsidium Kassel hat nunmehr nach dem Ortstermin am 28. Mai 2020 
bezüglich des Antrages auf Reduzierung der Geschwindigkeit im Bereich der Poststraße 
eine Entscheidung getroffen. Aus Gründen der Verkehrssicherheit wird gemäß § 45 Abs. 
1 StVO für die Poststraße, jeweils vom Ortseingang bis zur Ortsausfahrt, eine Geschwin-
digkeitsbeschränkung auf 30 km/h für KFZ größer als 3,5 t angeordnet. Die Anordnung 
ist bis zur Fertigstellung der Ortsumfahrung befristet. 

27. Der Verwendungsnachweis für das Förderprogramm „Sport und Flüchtlinge“ für das Jahr 
2019 wurde erstellt. Die Stadt Bad Karlshafen hat für das Jahr 2019 eine Förderung über 
9.000,00 € erhalten. Lediglich wurden Mittel in Höhe von 640,00 € abgerufen, so dass 
Fördermittel in Höhe von 8.360,00 € zurückgezahlt werden müssen. 

28. Die Gemeinschaftsunterkunft „Jugendherberge“ wurde aufgrund eines positiven Corona-
Tests einer Bewohnerin unter Quarantäne gestellt. Die Bewohner und die Betreuer der 
Gemeinschaftsunterkunft wurden auf das Corona-Virus getestet. Es wurde kein weiterer 
Corona-Fall bestätigt. 

 

Anfragen und Anregungen: 

- Stadtverordneter Franz hat im Rahmen von Stadtführungen negative Rückmeldungen 
zum Zustand und zum Aussehen des historischen Stadtmodells im Rathaus bekommen. 
Bürgermeister Dittrich bestätigt, dass der Zustand derzeit beklagenswert ist. Eine Über-
arbeitung des Modells ist im Rahmen der Rathaussanierung vorgesehen. 

- Stadtverordneter Franz gibt Beschwerden weiter, die von Nutzern eines Grundstücks 
oberhalb der Sohnreystraße ausgehen. Das Grundstück ist mit einem Blockhaus bebaut.  
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Die Nutzer des Grundstücks sind in der jüngeren Vergangenheit durch ein störenden 
Parkverhalten, durch Grillen bei Waldbrandgefahr und durch Motorsägenlärm an Feierta-
gen aufgefallen. Bürgermeister Dittrich bittet, solche Auffälligkeiten direkt dem Ord-
nungsamt oder der Polizei anzuzeigen. Hilfreich seien dabei ggf. Fotos, die von den stö-
renden Umständen gemacht werden. 

- Stadtverordneter Döhne fragt an, wann der Hafen wieder mit Wasser gefüllt werden soll. 
Bürgermeister Dittrich antwortet, dass der Wassereinlauf voraussichtlich morgen wieder 
starten soll. Allerdings soll das Einlaufen mit reduzierter Menge erfolgen, um die vorge-
nommene Anpflanzung nicht zu gefährden. 

- Stadtverordneter Mahlmann fragt an, ob künftig auf dem Promenadenweg Radfahren 
erlaubt sein wird. Bürgermeister Dittrich bejaht dies. Allerdings soll durch eine Beschilde-
rung auf ein rücksichtsvolles Verhalten hingewiesen werden. Die Führung des Radver-
kehrs durch die Weserstraße wird, auch im Hinblick auf die einzuhaltenden Sicherheits-
abstände, für zu riskant gehalten. 

- Stadtverordnete Löschner fragt an, wann mit den Arbeiten an der „Rentnerbrücke“ im 
Stadtteil Helmarshausen begonnen werden kann. Bürgermeister Dittrich erläutert, dass 
dies von der Genehmigung des Haushaltsplanes 2019 abhängt. Die Genehmigung steht 
noch aus, da der Jahresabschluss 2018 noch nicht vorgelegt wurde. Der Jahresabschluss 
2018 wurde am 15.06.2020 dem Magistrat vorgestellt. Die Feststellung soll in Kürze er-
folgen. 

- Stadtverordnetenvorsteherin Niemetz fragt an, ob das Bahngelände parallel zur Garten-
straße verkauft worden sei. Bürgermeister Dittrich bestätigte, dass das Grundstück an 
einen nicht Ortsansässigen verkauft worden sei. Zu welchem Zweck das Grundstück künf-
tig dienen soll, sei nicht bekannt. 

- Stadtverordnete Löschner fragt an, ob auf der Internetseite zum „Stadtradeln“ die Rubrik 
für Parlamentarier gelöscht worden sei. Bürgermeister Dittrich hat diesen Menüpunkt erst 
heute noch gesehen. Bei Problemen sollte bitte mit dem Bauamt Kontakt aufgenommen 
werden. Außerdem wurde angeregt, dass künftig eine Abstimmung des Termins mit der 
Marie-Durand-Schule erfolgen sollte, da diese derzeit ihr seit einigen Jahren erfolgreich 
durchgeführtes Projekt „Schulradeln“ zum gleichen Termin wie die Stadt durchführen 
müsse und von der diesjährigen erstmaligen Terminierung des "Stadtradeln“ sehr kurz-
fristig überrascht worden ist. Eine gleichzeitige Teilnahme an beiden Projekten ist nicht 
möglich. 

 

Beschlussvorschlag: 

- / - 

Beschluss: 

- / - 

Abstimmungsergebnis: 

dafür:       --                         dagegen:         --                     enthalten:         -- 
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